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Die Kanzlerin will, dass
Deutschland in zehn Jahren
wieder unter den ersten Drei
in Europa ist. Diesem großen
Anspruch stand bislang über-
wiegend bundespolitisches
Klein-Klein gegenüber. Zudem
ist vieles, was Schwarz-Rot
bislang beschlossen hat, in
sich so widersprüchlich, dass
das Team Merkel-Müntefering
bislang kaum Boden gut
macht. Drei Beispiele sollen
das verdeutlichen:

1. Die Haushaltskonsolidie-
rung hat die Bundesregierung
als „unumstößliche Ge-
schäftsgrundlage“ bezeichnet.
Doch statt in erster Linie Aus-
gaben zu kürzen, will sie im
kommenden Jahr massiv die
Verbrauchsteuern erhöhen,
um die 3-Prozent-Maastricht-
Hürde einzuhalten.

2. Das Renteneintrittsalter
soll bis 2029 auf 67 Jahre er-
höht werden. Gleichzeitig hat
die Regierung Merkel aber die
58er-Regelung verlängert und
konterkariert damit ihren ers-
ten, richtigen Schritt. Dabei
sind sich Experten einig, dass
dieser bereits vor zwei Jahr-
zehnten eingeschlagene Früh-
verrentungspfad wesentlich
zur geringen Erwerbsbeteili-
gung älterer Arbeitnehmer
beigetragen hat.

3. Die Regierung will die So-
zialversicherungsbeiträge dau-
erhaft unter 40 Prozent sen-
ken. Dazu beisteuern soll der
für 2007 angekündigte niedri-
gere Beitrag zur Arbeitslosen-
versicherung. Gleichzeitig
plant die Regierung aber, den
Rentenbeitrag 2007 auf 19,9
Prozent anzuheben. Überdies
erhöht sie den Druck auf die
Beitragssätze, indem sie Bun-
deszuschüsse für versiche-
rungsfremde Leistungen zur
Rentenversicherung ebenso
wie zur gesetzlichen Kranken-
versicherung kürzen oder
streichen will. Ob es vor die-
sem Hintergrund gelingen
kann, den paritätisch finan-
zierten Gesamtsozialversiche-
rungsbeitrag unter 40 Prozent
zu senken, ist fraglich.

Im „Merkelmeter“, einer
Dauer-Studie des IW Köln im
Auftrag der Initiative Neue
Soziale Marktwirtschaft
(INSM) und der Wirtschafts-
Woche, hat die Bundesregie-
rung erst 0,3 Prozent eines
Maßnahmenkataloges umge-
setzt, den sie nach unseren
Forschungen bis Herbst 2009
abarbeiten müsste, um wieder
Bedingungen für ein jahres-
durchschnittliches Wirt-
schaftswachstum von rund
zwei Prozent zu schaffen. Wo-
her kommt diese bescheidene
Bilanz?

Minuspunkte erhält
Schwarz-Rot vor allem, weil
die Bemühungen zum Abbau
der roten Zahlen in den öf-
fentlichen Haushalten unzu-
reichend sind. Außerdem ist
die für 2007 geplante massive
Verbrauchssteuererhöhung
sowohl in ihrer Höhe als auch

wegen der geplanten Verwen-
dung eines großen Teils der
Mehreinnahmen bedenklich.
Nur ein Prozentpunkt soll zur
Entlastung der Arbeitslosen-
versicherung verwendet wer-
den, zwei Mehrwertsteuer-
punkte sollen Löcher in den
Kassen von Bund, Ländern
und Gemeinden stopfen. Zu-
dem können höhere Ver-
brauchssteuern die erwartete
leichte konjunkturelle Bele-
bung im kommenden Jahr
schnell wieder dämpfen.

Einiges hat die Bundesregie-
rung dagegen arbeitsmarktpo-
litisch geleistet. Positiv zu be-
werten ist hier die seit 17.
Februar geltende engere Defi-
nition von Bedarfsgemein-
schaften in Haushalten mit
Empfängern von Arbeitslo-
sengeld II: Junge Erwachsene
bis 25 Jahre können nur noch
in begründeten Ausnahmefäl-
len auf Staatskosten einen ei-
genen Hausstand gründen.
Damit hat die Politik Mitnah-
meeffekten einen Riegel vor-
geschoben. Gut ist auch die
für Anfang 2007 beschlossene
Beitragssatzsenkung in der Ar-
beitslosenversicherung von
6,5 auf 4,5 Prozent. Denn das
eröffnet die Chance für neue
Beschäftigung.

Auf dem Feld der sozialen
Sicherung verbucht die Bun-
desregierung das größte Plus
mit ihrem Plan, das Renten-
eintrittsalter bis 2029 auf 67
Jahre anzuheben. Diese Rege-
lung ist zu begrüßen, denn sie
ist aus demographischen
Gründen unausweichlich. Al-

lerdings relativiert sich das
Lob dadurch, dass man mit
dem Start noch sechs Jahre –
bis 2012 – warten will, ob-
wohl der Druck auf die Beiträ-
ge durch die steigende Le-
benserwartung schon jetzt
Jahr für Jahr wächst.

Schließlich möchte ich
noch vier zentrale Vorhaben
erwähnen, die die große Ko-
alition angekündigt hat, die
aber in ihren Konturen noch
völlig im Dunkeln liegen: die
Reform der gesetzlichen Kran-
kenversicherung, die Neuord-
nung der sozialen Pflegeversi-

cherung, die Reform der Un-
ternehmensbesteuerung und
Reformen am Arbeitsmarkt.
Diese Agenda 2006 entschlos-
sen anzugehen, ist für
Schwarz-Rot jetzt Herausfor-
derung und Chance zugleich.

Professor Dr. Michael Hüther,
früherer Generalsekretär der
Wirtschaftsweisen, ist Direk-
tor des Instituts der deut-
schen Wirtschaft (IW) und
INSM-Kuratoriumsmitglied.

www.vision-d.de
www.insm.de

Von Michael Hüther

Großer Anspruch,  viel Klein-Klein
Arbeitsmarktpolitisch hat Schwarz-Rot einiges geleistet / Defizite bei Haushaltskonsolidierung

Beklagt bescheidene Zwischenbilanz der Bundesregierung: Professor Michael Hüther. Foto: Nikola Kuzmanic
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Gesteuerte
Gesellschaft
Zum Artikel „Kinder keine Kar-
riere-Bremse“ (8. März, Seite
3).

Beim Lesen Ihres Artikels ist
mir aufgefallen, dass eigent-
lich nur die Oberschicht an-
gesprochen wird. Aber die
große Gefahr ist, dass alle
Frauen Karriere machen wol-
len, gleichgültig, ob sie das
geistige oder finanzielle Rüst-
zeug haben oder nicht. Die
Medien tun ihr übriges und
machen jeder Frau klar, dass
das auch möglich ist, koste es,
was es wolle.
Wenn eine Frau, ob arm oder
reich, sich einen zu ihrer Kar-
riere passenden Mann aussu-
chen muss und sich nicht
mehr fürs ganze Leben in der
Ehe ihrem Mann und ihren
gemeinsamen Kindern schen-
ken kann, dann sind wir eine
gesteuerte Gesellschaft, die,
wie es ihr gerade passt, sich
hin und her bewegt und so-
mit ihr Ziel verfehlen muss.
Denn es gilt immer noch: Der
Mensch denkt und Gott
lenkt.

Hildegunde Michel
Neuhof

„Hochachtung
vor Wecker“
Zum Artikel „NPD verhindert
Konzert“ (9. März, Seite 2).

Viele Menschen, die mit mir
den Zweiteiler „Dresden“ im
ZDF gesehen haben, werden
einer Meinung sein: Nie wie-
der Krieg, der von Deutsch-
land ausgeht!
Hochachtung vor dem Lieder-
macher Konstantin Wecker!
Er müsste in alle Schulen in
Halberstadt und Umgebung
gehen, unsere Kinder und En-
kel aufklären und schützen –
damit sie nicht auf die rech-
ten Rattenfänger hereinfallen.
Wie kann ein Landrat nur so
feige sein? Es müsste ein Auf-
schrei durch die Bevölkerung
gehen.
Warum lernt der Mensch
nichts dazu? Unser Land
braucht keine Drückeberger,
sondern Leute mit Zivilcoura-
ge. Mich würde interessieren,
welcher Partei der Herr Land-
rat angehört.

Marie-Luise Pappert
Hünfeld

Anmerkung der Redaktion: Der
Landrat von Halberstadt, Hen-
ning Rühe, ist parteilos.
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am Donnerstag, 30. März,
19 Uhr im Kongresszentrum
Fulda teilnehmen.

„Vision D“ mit Roland Koch
und Peer Steinbrück

Ich möchte an der Veranstaltung

COUPON

Schicken Sie diesen Coupon bis 15. März 2006 an die Fuldaer Zeitung, Redaktion,
Frankfurter Straße 8, 36043 Fulda.
Unsere Faxnummer lautet: (06 61) 280 - 279. Da die Zahl der Plätze begrenzt ist, wer-
den sie nach Eingang der Anmeldungen vergeben.

FZ-Veranstaltung mit 
Koch und Steinbrück
Hochkarätige Gäste haben
sich zu einer Podiumsdiskus-
sion angesagt, die unsere Zei-
tung in Kooperation mit der
Initiative Neue Soziale Markt-
wirtschaft (INSM) veranstaltet:
Unter dem Motto „Vision D –
Gemeinsam Zukunft Deutsch-
land gestalten“ diskutieren
am Donnerstag, 30. März, ab
19  Uhr Bundesfinanzminister

Peer Steinbrück (SPD), der
hessische Ministerpräsident
Roland Koch (CDU), der Direk-
tor des Instituts der deut-
schen Wirtschaft (IW) in Köln,
Michael Hüther, der Vorsitzen-
de des DGB-Bezirks Hessen-
Thüringen, Stefan Körzell, und
Dieter Weidemann von der
Vereinigung hessischer Unter-
nehmerverbände miteinander.
Interessenten können sich per
Coupon (siehe rechts) für die
Veranstaltung im Fuldaer Kon-
gresszentrum (Esperanto) an-
melden. / jo

HINTERGRUND

BERLIN Allensbach-Chefin
Renate Köcher, die dreimal im
Jahr mehr als 500 Top-Ent-
scheider aus Wirtschaft, Ver-
waltung und Politik befragt,
spricht von einer „geradezu
euphorischen Bewertung“ für
die Bundeskanzlerin. 77 Pro-
zent der Führungsspitzen hal-
ten Angela Merkel für eine
„starke Kanzlerin“, drei Pro-
zentpunkte mehr als Ende
2005. In den Unternehmen
herrscht eine so gute Stim-
mung wie seit dem Boom-
Jahr 2000 nicht mehr – 76
Prozent der Befragten gaben

an, für diese Entwicklung sei-
en die Kanzlerin und ihre gro-
ße Koalition verantwortlich.

Als Grund für den Stim-
mungswandel nennt Renate
Köcher den „neuen Konsens-
stil und das politische Finger-
spitzengefühl“ der CDU-Vor-
sitzenden. Damit komme
Merkel vor allem in den Füh-
rungsetagen der Unterneh-
men und Verbände gut an.

Vom Sympathiebonus für
die Kanzlerin profitiert auch
ihre Partei: Waren nach Ab-
schluss der Koalitionsver-
handlungen 54 Prozent der
Überzeugung, die SPD habe
sich hier durchgesetzt, sagen
heute 46 Prozent der Ge-

schäftsführer und Vorstands-
bosse, die Koalition trage die
Handschrift der Union.

Differenziert urteilen die
Top-Manager über das
schwarz-rote Bundeskabinett:
Mit Abstand erhalten Außen-
minister Frank-Walter Stein-
meier und Finanzminister
Peer Steinbrück (beide SPD)
die besten Noten; mit ihrer
Arbeit sind 81 beziehungswei-
se 72 Prozent der Befragten
zufrieden. Am unteren Ende
der Skala landen CDU-Bil-
dungsministerin Annette
Schavan (22), SPD-Umweltmi-
nister Sigmar Gabriel (17),
CSU-Wirtschaftsminister Mi-
chael Glos (16) und SPD-Ge-

sundheitsministerin Ulla
Schmidt(14).

Trotz der allgemeinen Zu-
friedenheit mit der Kanzlerin
und der großen Koalition gibt
es freilich auch Hinweise da-
rauf, dass die positive Stim-
mung „rasch verfallen kann“
(Köcher). Fast die Hälfte der
Führungskräfte kann gegen-
wärtig noch „keine klare Li-
nie“ der Regierungspolitik er-
kennen. 64 Prozent zweifeln
am Erfolg der von Union und
SPD geplanten Gesundheits-
reform, über 80 Prozent glau-
ben nicht an eine deutliche
Senkung der Arbeitslosigkeit
und einen spürbaren Bürokra-
tieabbau.

Auch Steinmeier und Steinbrück kommen bei Top-Entscheidern gut weg

Euphorische Werte für Merkel
Von unserem Korrespondenten
Gunther Hartwig

STICHWORT

BERLIN (AP) Ein Schlich-
tungsverfahren ist die letzte
Möglichkeit einer friedlichen
Einigung in einem Tarifkon-
flikt. Voraussetzung ist aller-
dings, dass beide Seiten an ei-
nem solchen Verfahren inte-
ressiert sind. Beide Tarifpartei-
en können dann Schlichter
– zum Beispiel Politiker – be-
nennen. Wenn die Tarifpar-
teien das Scheitern der Ver-
handlungen erklären, muss
innerhalb einer bestimmten
Frist die Schlichtung angeru-
fen werden. Im öffentlichen
Dienst wurden in den vergan-
genen Jahren die Mehrheit
der Tarifkonflikte mit Hilfe
von Schlichtern gelöst.

Die Schlichtung
im Tarifkonflikt

12 Fulda-Höfe
bei Savognin

Zum Artikel „Graubündner Ge-
gensätze“ (11. März, Seite
M 7).

In dem Artikel im Wochen-
end-Magazin wird ein Hotel
in Savognin vorgestellt. Sa-
vognin ist für Fulda von his-
torischer Bedeutung, weil im
Mittelalter das Kloster Fulda
aufgrund von Schenkungen
dort Besitz an „Land und Leu-
ten“ hatte. Im Umkreis des
Dorfes Riom bei Savognin be-
saß Fulda zwölf Höfe und drei
Almen, die recht umfangreich
waren. Der Leiter dieser Güter
war ein Geistlicher des Klos-
ters Fulda.
Diese Besitzungen waren
wichtig für Herberge und Ver-
pflegung der Fuldaer Fürstäb-
te und ihrer Begleiter auf den
Reisen nach Rom, die über
den Julierpass führten. Die
Äbte mussten nämlich nach
ihrer Wahl um Bestätigung in
Rom nachsuchen.
Diese fuldischen Besitzungen
in den Alpen sind im Laufe
des späten Mittelalters dann
an dortige Adlige verkauft
worden.

Gottfried Rehm
Fulda
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FULDA Wem Visionen des ar-
beitgebernahen Instituts der
deutschen Wirtschaft (IW) so-
wie der Initiative Neue Soziale
Marktwirtschaft auf den
Schreibtisch flattern, der er-
wartet eine einseitige ange-
botsökonomische Analyse
und die entsprechenden wirt-
schaftspolitischen Vorschläge.
Die Erwartungen werden in
der Tat nicht enttäuscht, da
die präsentierte Vision alles
enthält, was das Arbeitgeber-
herz höher schlagen lässt:
Lohnzurückhaltung, längere
Arbeitszeit ohne Lohnaus-

gleich, Deregulierung des Ar-
beitsmarktes, sinkende Unter-
nehmenssteuersätze, und vie-
les mehr.

Nun kann man weder dem
IW noch der Initiative vor-
werfen, dass sie solche Posi-
tionen vertreten. Schließlich
gilt: Wes Brot ich ess’, dess’
Lied ich sing – beide Institu-
tionen werden durch Arbeit-
geberverbände, Unternehmen
usw. gesponsert (die Initiative
übrigens mit zehn Millionen
Euro im Jahr durch den Me-
tallarbeitgeberverband Ge-

samtmetall). Aber für einen
politisch neutralen und eini-
germaßen gebildeten Leser ist
es doch eine Zumutung, auf
welch plattem Niveau die Ar-
gumentation vorgetragen und
wie über bestimmte wirt-
schaftliche Fakten einfach
hinweggesehen wird. Ausge-
wählte Beispiele sollen dies
verdeutlichen.

Gelobt wird etwa die an an-
gebotsökonomischen und
monetarischen Dogmen ori-
entierte Wirtschaftspolitik
von Margaret Thatcher in
Großbritannien. Unter ande-
rem findet sich dort die fol-
gende Passage: „Die Premier-
ministerin kehrte dem nach-
frageorientierten ‚deficit spen-
ding‘ den Rücken und setzte
stattdessen auf die Kräfte des
Marktes.“ Um die Erfolgsbi-
lanz Großbritanniens zu do-
kumentieren, werden die jah-
resdurchschnittlichen Wachs-
tumsraten der 90er Jahre in
Höhe von 2,4 Prozent sowie
die niedrige britische Arbeits-
losenquote (fünf Prozent im
Jahr 2003) angeführt.

Unzweifelhaft ist, dass
Thatcher einen extrem wirt-
schaftsliberalen Kurs verfolg-
te, und auch die Wachstums-
raten stimmen selbstverständ-
lich. Unterschlagen wird aber,
dass Großbritannien auch in
den 90er Jahren ein klassisch

nachfrageorientiertes Deficit
Spending betrieben hat: Als
das britische Wirtschafts-
wachstum Anfang der 90er
Jahre einbrach, nahm die öf-
fentliche Hand ein Haushalts-
defizit von fast acht Prozent
hin! Geschadet hat dies Groß-
britannien nicht, im Gegen-
teil: Die gesamtwirtschaftliche
Nachfrage wurde stabilisiert,
die Wirtschaft fasste wieder
Tritt, die Arbeitslosigkeit sank,
und durch steigende Steuer-
einnahmen wurden nach ei-
nigen Jahren sogar Über-
schüsse in den öffentlichen
Haushalten erzielt.

Auch in der Darstellung der
US-amerikanischen Wirt-
schaftspolitik finden sich
ähnliche Halbwahrheiten,
denn hier wird ebenfalls die
Haushaltspolitik der öffentli-
chen Hand nicht systema-
tisch beleuchtet: In den USA
ist in den letzten Jahrzehnten
im Falle einer wirtschaftli-
chen Rezession immer mit ei-
nem keynesianisch inspirier-
ten Deficit Spending reagiert
worden. Und die Frage der
Lohn- und Konsumentwick-
lung in den beiden angelsäch-

sischen Ländern sparen IW
und Initiative ganz aus – und
dies aus gutem Grund: So-
wohl in Großbritannien als
auch in den USA sind die
Löhne im Vergleich zu
Deutschland in den letzten
zehn Jahren mit mehr als
doppelt so hohen jährlichen
Zuwachsraten gestiegen.

Dass Deutschland im Ge-
gensatz zu den USA und
Großbritannien große Proble-
me bei der Binnennachfrage

aufweist, ist vor diesem Hin-
tergrund nur allzu verständ-
lich. Nicht die leicht gestiege-
ne Sparquote, die zu Beginn
der 90er Jahre übrigens ein
höheres Niveau als aktuell
aufwies, ist die Hauptursache
für den lahmenden deutschen
Massenkonsum, sondern der
extrem moderate Lohnanstieg
der vergangenen Jahre.

Während international die
Idee einer nachfrageseitigen
Konjunktursteuerung längst
wieder Allgemeingut ist, wird
in Deutschland eine extrem
einseitige Debatte geführt, die
nur auf Kostensenkung und
Sparen setzt. Im angelsächsi-
schen Sprachraum ruft bei-
spielsweise die Sparpolitik der
öffentlichen Hand in Europa
und speziell in Deutschland
bei so gut wie allen Ökono-
men nur noch Kopfschütteln
hervor.

Wer ökonomische Visionen
hat, sollte den Satz des Nobel-
preisträgers für Wirtschafts-
wissenschaften, Paul Samuel-
son, beherzigen: Der liebe
Gott hat dem Ökonomen
zwei Augen gegeben, eines für
die Angebots- und eines für
die Nachfrageseite. Wer nur
auf einem Auge sehen kann,
mag zwar Visionen haben –
diesen fehlt aber jede reale
Perspektive und sie erweisen
sich bestenfalls als Zerrbilder.

Stefan Körzell (43) ist seit
2002 Vorsitzender des DGB-
Bezirks Hessen-Thüringen.
Seit 1990 arbeitet der gelernte
Maschinenschlosser für den
Gewerkschaftsbund. Er ist Po-
diums-Gast bei der Veranstal-
tung am 30. März.

Von Stefan Körzell

Körzell: Die Vision als Zerrbild
Vorsitzender des DGB-Bezirks Hessen-Thüringen zur Reformdiskussion in Deutschland

Kritik an zu geringem Lohnanstieg in Deutschland: Stefan Körzell,
Vorsitzender des DGB-Bezirks Hessen-Thüringen. Foto: dpa
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FZ-Veranstaltung mit 
Koch und Steinbrück
Hochkarätige Gäste haben
sich zu einer Podiumsdiskus-
sion angesagt, die unsere Zei-
tung in Kooperation mit der
Initiative Neue Soziale Markt-
wirtschaft (INSM) veranstaltet:
Unter dem Motto „Vision D –
Gemeinsam Zukunft Deutsch-
land gestalten“ diskutieren
am Donnerstag, 30. März, ab
19  Uhr Bundesfinanzminister

Peer Steinbrück (SPD), der
hessische Ministerpräsident
Roland Koch (CDU), der Direk-
tor des Instituts der deut-
schen Wirtschaft (IW) in Köln,
Michael Hüther, der Vorsitzen-
de des DGB-Bezirks Hessen-
Thüringen, Stefan Körzell, und
Dieter Weidemann von der
Vereinigung hessischer Unter-
nehmerverbände miteinander.
Interessenten können sich per
Coupon (siehe links) für die
Veranstaltung im Fuldaer Kon-
gresszentrum (Esperanto) an-
melden. / jo
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Rechtsstaat und
Gerechtigkeit
Kommentar „Peinlicher Klein-
mut“ von Michael Kraft (7.
März, Seite 2).

In Ihrem Kommentar begrü-
ßen Sie es, wenn beim erhoff-
ten großen Fußballfest die Re-
präsentanten der Gastgeber
mit am Tisch sitzen. Hierzu
möchte ich kritisch anmer-
ken, dass die Veranstaltung,
an der die Bürger und Bürge-
rinnen unseres Landes tagtäg-
lich teilnehmen, sich Rechts-
staat nennt. Für einen Rechts-
staat sollte selbstverständlich
sein, dass es gerecht zugeht.
Dass dies zunehmend nicht
mehr gewährleistet ist, dafür
haben die Bürger und Bürge-
rinnen ein feines Gespür ent-
wickelt. Hat es mit Gerechtig-
keit noch irgendetwas zu tun,
wenn ausgerechnet die Reprä-
sentanten dieses Rechtsstaates
dessen immer hoch gehaltene
und als heiß und heilig be-
schworene Prinzipien, zu de-
nen ich die Chancengleich-
heit zähle, permanent verlet-
zen und insofern Sonderrech-
te, die ihnen nicht zustehen,
wie selbstverständlich für sich
in Anspruch nehmen?
Ein Rechtsstaat sollte nicht zu
einem Selbstbedienungsladen
verkommen. Daher kann we-
der die Tatsache, dass Reprä-
sentanten mit Karten versorgt
werden, noch der Umstand,
dass dies gratis erfolgen soll,
meine Zustimmung finden.
In jüngster Zeit war oft die
Rede von Repräsentanten, die
derart undankbar sind und
überhaupt nicht mit am Tisch
sitzen wollten – vergleiche
Klinsmann. Auch hierüber
sollte nachgedacht werden.

Thomas Rose
Eichenzell

LESERFORUM

BERLIN (dpa) Verkehrsprojek-
te sollen nach dem Willen des
Bundesrates künftig schneller
genehmigt werden können.
Das sieht ein Gesetzentwurf
vor, den die Länderkammer
gestern in Berlin auf den par-
lamentarischen Weg gebracht
hat. „Überlange Planungs-
und Genehmigungsverfahren
stellen mittlerweile einen
Standortnachteil im interna-
tionalen Wettbewerb dar“, be-
gründete Hessens Bundesrats-
minister Jochen Riebel (CDU)
den Vorstoß. Nun muss der
Bundestag über die Initiative
beraten. In seiner Sitzung bil-
ligte der Bundesrat zugleich
das Gesetz gegen Rentenkür-
zungen und die West-Ost-An-
gleichung beim Arbeitslosen-
geld II. Nachfolgend einzelne
Beschlüsse:

Renten: Der Weg für die
dritte Rentennullrunde in Fol-
ge ist frei. Die Länderkammer
erhob keine Einwände gegen
das Vorhaben der Bundesre-
gierung. Mit dem Gesetz wol-
len Union und SPD auch ver-
hindern, dass es Mitte des
Jahres zu einer Rentenkür-
zung für die knapp 20 Millio-
nen Rentner kommt, sollte
sich die für die Rentenanpas-
sung maßgebliche Lohnent-
wicklung im vorangegange-
nen Jahr als negativ erweisen.

Arbeitslosengeld II: Das
Alg II wird vom 1. Juli an in
Ost und West gleich sein: 345
Euro. Bisher erhalten Lang-
zeitarbeitslose im Osten 14
Euro im Monat weniger.

Hufbeschlagsgesetz: Der
Bundesrat brachte ein bei
Pferdefreunden umstrittenes
Gesetz für den Hufbeschlag
auf den Weg. Damit sollen im
Sinne des Tierschutzes nur
noch geprüfte und staatlich
anerkannte Hufbeschlag-
schmiede an Pferdehufen ar-
beiten dürfen. Die Länder set-
zen sich aber zugleich für
Ausnahmen ein: Tierhalter
und Tierbetreuer sollen auch
ohne staatliche Konzession
Korrekturen an Hufen und
Klauen vornehmen dürfen.

Bürokratieabbau: Der Staat
befreit sich weiter von über-
flüssigen Vorschriften. Der
Bundesrat billigte vom Bun-
destag beschlossene Gesetze,
in den Bereichen Verbrau-
cherschutz und Justiz zahlrei-
che veraltete Vorschriften zu
streichen. Alle Ressorts haben
sich zu einer solchen Rechts-
bereinigung verpflichtet.

Gentechnik: Ein neues
Gentechnikgesetz soll drasti-
sche Strafzahlungen an die
Europäische Union verhin-
dern. Mit der Novelle wird ei-
ne fünf Jahre alte EU-Richtli-

nie umgesetzt. Sie regelt die
Kennzeichnung genetisch
veränderter Pflanzen und die
Einrichtung eines öffentlich
zugänglichen Standortregis-
ters.

Strafvollzug: Auf Vorstoß
Bayerns soll die nachträgliche
Sicherungsverwahrung ge-
fährlicher Straftäter erweitert
werden. Künftig sollen auch
Tatsachen, die aus Rechts-
gründen zum Urteilszeitpunkt
nicht berücksichtigt wurden,
für eine Entscheidung heran-
gezogen werden können.

Tierseuchen: Der Bundesrat
hat als Konsequenz aus meh-
reren Fleischskandalen eine
EU-weite Kennzeichnung tie-
rischer Nebenprodukte gefor-
dert. Das sei mit Blick auf eine
effektive Tierseuchenbekämp-
fung unumgänglich. Die
Kennzeichnung der Neben-
produkte sei eine Vorausset-
zung für die ordnungsgemäße
Beseitigung von Schlachtab-
fällen. Das müsse eng mit der
Wirtschaft abgestimmt wer-
den. Tierische Nebenprodukte
sind zum Beispiel Tierkörper-
teile oder Erzeugnisse tieri-
schen Ursprungs, die nicht
zum Essen bestimmt sind.
Das Material wird vernichtet
oder etwa in der Kosmetik-
oder Pharmaindustrie weiter
verarbeitet.

Bundesrat startet Initiative / Hufbeschlag neu geregelt

Schnellerer Straßenbau

LONDON (AP) Der frühere
britische Verteidigungsminis-
ter John Profumo, der wegen
einer Affäre mit dem Callgirl
Christine Keeler in den 60er
Jahren einen politischen
Skandal auslöste, ist im Alter
von 91 Jahren gestorben.

Nach Angaben seines Spre-
chers erlag er in der Nacht zu
gestern den Folgen eines
Schlaganfalls.

Die Profumo-Affäre im Jah-
re 1963 brachte schließlich
sogar den konservativen Pre-
mierminister Harold Macmil-
lan zu Fall. Zunächst aber be-
deutete sie das abrupte Ende
der steilen Karriere des damals
48-jährigen Kriegsministers,
wie der Ressortchef für Vertei-
digung seinerzeit noch hieß.
Der verheiratete Profumo un-
terhielt Anfang 1963 eine
Liaison mit dem Mannequin
Keeler und einem weiteren
Callgirl namens Mandy Rice-
Davies. Brisant war dabei
nicht einmal so sehr die Affä-
re selbst, sondern die Tatsa-
che, dass Keeler zur gleichen
Zeit ein Verhältnis mit dem
sowjetischen Marineattache
und Geheimdienstler Jewgeni
Iwanow hatte.

Zwar konnte niemals nach-

gewiesen werden, dass irgend-
welche Staatsgeheimnisse ver-
raten wurden. Trotzdem trat
Profumo am 5. Juni 1963 zu-
rück. Im November legte
dann auch Premierminister
Macmillan sein Amt nieder –
aus gesundheitlichen Grün-
den, wie es offiziell hieß.

Profumo engagierte sich für
den Rest seines Lebens in
Wohlfahrtsorganisationen.
Beobachtern zufolge wollte er
damit Buße tun.

Der Minister und
das Partygirl
Tod Profumos erinnert an Skandal

John Profumo Foto: dpa

PERSONALIEN

Der ältere Bruder von Papst
Benedikt XVI., Georg Ratzin-
ger, ist erneut wegen Herz-
rhythmusstörungen in eine
Regensburger Klinik gebracht
worden. Lebensgefahr bestehe
aber nicht, sagte der behan-
delnde Kardiologe Walter Nie-
derer. Möglicherweise könne
der 82-Jährige bereits am Wo-
chenende wieder nach Hause.
Wegen ähnlicher Probleme
war Georg Ratzinger, der frü-
here Leiter der weltberühm-
ten Regensburger Domspat-
zen, bereits im September be-
handelt worden. dpa

Papst-Bruder
wieder in Klinik

Dem italienischen Minister-
präsidenten Silvio Berlusconi
droht ein neuer Prozess we-
gen Bestechung. Vier Wochen
vor den Parlamentswahlen
forderte die Mailänder Staats-
anwaltschaft die Eröffnung ei-
nes Verfahrens. Als Mitange-
klagter soll der britische An-
walt David Mills vor Gericht.
Die Behörde wirft Berlusconi
vor, er habe Mills in den 90er
Jahren 600 000 Dollar bezahlt,
damit dieser in Prozessen ge-
gen seine TV-Firma Mediaset
Falschaussagen macht. dpa

Berlusconi soll
vor Gericht

Der Dalai Lama will China
auf einer „Pilgerreise“ besu-
chen. Er habe der chinesi-
schen Regierung sein Interes-
se übermitteln lassen,
buddhistische Stätten zu be-
suchen und sich ein Bild von
den Entwicklungen in China
zu machen, erklärte er in sei-
nem indischen Exil in Dha-
ramsala. Der Dalai Lama
flüchtete 1959 aus dem von
China besetzten Tibet. dpa

Dalai Lama will
China besuchen
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FULDA Mit dem Auftreten
Angela Merkels ist Hessens
Ministerpräsident Roland
Koch „sehr zufrieden“. Vor al-
lem lobt der CDU-Politiker im
Interview mit unserer Zeitung
den „ruhigen und gelassenen
Politikstil“ der Bundeskanzle-
rin. In der großen Koalition,
in der es täglich zwischen den
Parteien knirsche, betone
Merkel das Verbindende.

Frage: Die tollen Tage sind
vorbei. Nicht nur für die Nar-
ren. Laut einer Studie im Auf-
trag der Initiative Neue Sozia-
le Marktwirtschaft hat es
Deutschland in den vergange-
nen zehn Jahren versäumt,
wegweisende Reformen anzu-
packen. Ist das einstige Volk
der Dichter und Denker zu
bequem geworden?

Koch: Um die Lage in
Deutschland fair zu beurtei-
len, muss man auch die Las-
ten der deutschen Einheit be-
rücksichtigen, die die gesell-
schaftlichen Kräfte sehr stark
gebunden haben. Doch spä-
testens seit Mitte der 90er Jah-
re gibt es eine intensive Re-
formdebatte. Wir könnten
zum Beispiel längst eine weit-
gehende Steuerreform haben,
wenn dieses Vorhaben der Re-
gierung Kohl nicht 1997 vom
Bundesrat verhindert worden
wäre. Ja, wir haben einige Re-
formprojekte, die schon zu
lange auf der Tagesordnung
stehen.

Frage: Hat die große Koali-
tion in Berlin die Kraft und
die innere Geschlossenheit,
um die notwendigen Refor-
men umzusetzen?

Koch: Eine große Koalition
ist keine Partnerschaft, in der
immer „Friede, Freude, Eier-
kuchen“ herrschen. Doch ste-
hen Union und SPD in der
Pflicht, ihren Wählern zu zei-
gen, dass sie in der Lage sind,
das Land aus der Krise zu füh-
ren. Dazu bietet der Koaliti-
onsvertrag feste Verabredun-
gen. Ich verhehle aber nicht,
dass etwa die Gesundheitsre-
form eine große Herausforde-
rung wird. Sollte sich zudem

die Lage auf dem Arbeits-
markt mit dem, was wir der
SPD abringen konnten, nicht
verbessern, dann wird hier
über weitere Schritte zu reden
sein.

Frage: Ist es nicht ein Wi-
derspruch, dass Deutschland
einerseits über fünf Millionen
Arbeitslose ausweist und
gleichzeitig Exportweltmeister
ist?

Koch: Wir können froh
sein, dass wir Exportweltmeis-
ter sind. Denn sonst wäre die
Lage viel dramatischer. Die
Zahlen belegen, dass wir
nicht nur immer mehr Dinge
in alle Welt verkaufen, son-
dern auch immer mehr Wa-

ren aus anderen Ländern be-
ziehen. Die große Herausfor-
derung besteht darin, die
Spanne der Wertschöpfung
im Inland möglichst breit zu
halten. Dazu bedarf es flexib-
ler Lohngestaltung und Pro-
duktion. Zugleich müssen viel
mehr neue Ideen zur Markt-
reife gebracht werden. Hierbei
sind wir noch nicht gut ge-
nug.

Frage: Liegt das an falschen
politischen Weichenstellun-
gen oder an Unternehmern,
die zu wenig riskieren, um
neue Märkte zu erschließen?

Koch: Da gibt es einen
komplexen Zusammenhang.
So muss die Unternehmens-
besteuerung, wie von der Ko-
alition geplant, neu justiert
werden. Auch das Arbeits-
recht bereitet Schwierigkei-
ten, wobei ein Problem darin
besteht, dass Union und SPD
hier nicht einer Meinung
sind. Die derzeitigen starren
Regelungen des Arbeitsmarkts
haben direkte und ungute
Auswirkungen auf die Be-
schäftigung. Derzeit sind zu
wenige gering qualifizierte
Menschen in Lohn und Brot.
Deshalb gehören Modelle wie
der Kombilohn auf die Tages-
ordnung der Politik. Große
Verantwortung tragen aber
auch Unternehmer und Ge-
werkschafter, die über Tarif-
verträge die Rahmenbedin-
gungen der Arbeit abstecken.

Frage: Wie sollen neue Ar-
beitsplätze entstehen, wenn
immer mehr Beschäftigte län-
ger arbeiten?

Koch: Wir befinden uns in
einer schweren Beschäfti-
gungskrise. Wenn wir nicht
den Preis der Arbeit verrin-
gern, werden wir auf dem
Weltmarkt nicht ausreichend
neue Aufträge nach Deutsch-
land holen können. Zugleich
glaube ich nicht, dass es klug
ist, die Arbeitskosten dadurch
zu senken, dass die Monats-
löhne gedrückt werden. Das
entzöge dem Binnenmarkt
Kaufkraft. Wenn wir jedoch
die Lohnkosten über Mehrar-
beit reduzieren, besteht die
Chance, ein größeres Stück
vom Kuchen des Weltmarktes
abzubekommen.

Frage: Wie beurteilen Sie
den Start der Regierung Mer-
kel. Kommt allmählich mehr
Dynamik ins Land?

Koch: Ich bin sehr zufrie-

den. In drei Monaten kann
man ja nicht alles verändern.
Aber in der Außenpolitik ist
es Angela Merkel in bemer-
kenswerter Weise gelungen,
Fehler der Vergangenheit ele-
gant und schnell zu beheben.
Etwa im Verhältnis zu den
USA. Jetzt stehen wichtige in-
nenpolitische Weichenstel-
lungen an. Ein bereits gesetz-
ter Markstein ist die Föderalis-
musreform. Die Neuordnung
der Kompetenzen zwischen
Bund und Ländern wird im
gesamten Bildungsbereich,
vor allem aber beim Hoch-

schulbau, zu kürzeren Ent-
scheidungswegen und mehr
Effizienz führen. Zudem sind
die Voraussetzungen für die
Konsolidierung der Staatsfi-
nanzen geschaffen worden.

Frage: Teilen Sie die Be-
fürchtung, dass die ab 2007
geplante Erhöhung der Mehr-
wertsteuer um drei Prozent-
punkte das zarte Pflänzchen
Aufschwung erdrücken könn-
te?

Koch: Niemand erhöht mit
Freude die Mehrwertsteuer.
Die zerrütteten Staatsfinanzen
erfordern aber entschiedenes
Handeln. Die Alternative wä-
re gewesen, die sozialen Auf-
gaben und Ausgaben so radi-
kal zu beschneiden, dass die

Haushaltssanierung ohne hö-
here Verschuldung bewältigt
werden könnte. Deshalb ist
die Erhöhung der Mehrwert-
steuer eine richtige Entschei-
dung. Ich glaube, dass wir in
diesem Jahr einen höheren
Aufschwung erleben werden
als prognostiziert. Zudem bin
ich überzeugt, dass Steueran-
reize die Investitionsgüterin-
dustrie so beflügeln werden,
dass die wirtschaftliche Erho-
lung im Gesamtjahr 2007 –
vom ersten Quartal abgese-
hen – nicht gebremst wird.

Frage: Insgesamt geben Sie
der Regierungsarbeit eine gute
Note. Was zeichnet den neu-
en Politikstil der Kanzlerin
aus?

Koch: Erstens große Offen-
heit. Angela Merkel hat die
Erwartungen an die Koalition
von Anfang an gedämpft, da-
mit keine Hoffnungen ge-
weckt werden, die nicht er-
füllt werden können. Zwei-
tens hat sie einen Weg gefun-
den, in einer Koalition, in der
es täglich zwischen den Par-
teien knirscht, das Verbinden-
de zu betonen. Den Streit,
den es bei derartig unter-
schiedlichen Partnern
zwangsläufig gibt, lässt sie
von anderen austragen. Und
ihr ruhiger und gelassener Stil
hebt sich wohltuend von den
vollmundigen Versprechun-
gen, dem Aktionismus und
den Showelementen des Vor-
gängers ab.

Von unserem Redakteur
Christof Völlinger

„Arbeit muss billiger werden“
Roland Koch über die Notwendigkeit von Reformen und den Start der Regierung Merkel

Fordert mehr Flexibilität auf dem Arbeitsmarkt: Ministerpräsident Roland Koch (links) im Gespräch mit Christof Völlinger. Foto: Hajo Drabe

DAS
INTERVIEW

Telefon:

Adresse:

Name:

❒ mit Begleitung
❒ ohne Begleitung

am Donnerstag, 30. März,
19 Uhr im Kongresszentrum
Fulda teilnehmen.

„Vision D“ mit Roland Koch
und Peer Steinbrück

Ich möchte an der Veranstaltung

COUPON

Schicken Sie diesen Coupon bis 15. März 2006 an die Fuldaer Zeitung, Redaktion,
Frankfurter Straße 8, 36043 Fulda.
Unsere Faxnummer lautet: (06 61) 280 - 279. Da die Zahl der Plätze begrenzt ist, wer-
den sie nach Eingang der Anmeldungen vergeben.

FZ-Veranstaltung mit 
Koch und Steinbrück
Hochkarätige Gäste haben
sich zu einer Podiumsdiskus-
sion angesagt, die unsere Zei-
tung in Kooperation mit der
Initiative Neue Soziale Markt-
wirtschaft veranstaltet: Unter
dem Motto „Vision D – Ge-
meinsam Zukunft Deutschland
gestalten“ diskutieren am
Donnerstag, 30. März, ab 19
Uhr Bundesfinanzminister
Peer Steinbrück (SPD), Hes-
sens Ministerpräsident Roland
Koch (CDU), der Direktor des
Instituts der deutschen Wirt-
schaft (IW), Michael Hüther,
sowie DGB-Landeschef Stefan
Körzell und Dieter Weidemann
von der Vereinigung hessi-
scher Unternehmerverbände.

Ausgangspunkt der Debatte
soll eine Studie sein, die vom
unternehmernahen Kölner In-
stitut der deutschen Wirt-
schaft unter dem Titel „Vision
D“ erstellt wurde. Darin wur-
den mehrere Reformszenarien
gegenübergestellt und ent-
sprechende Wachstums- und
Beschäftigungseffekte für
Deutschland bis zum Jahr
2024 hochgerechnet. Als Re-
formvorbilder wurden dabei
die Ansätze aus Schweden,
Großbritannien und den USA
sowie das Modell der Mitte
der 80er Jahre unter der Re-
gierung Kohl praktizierten
„deutschen Angebotspolitik“
ausgewählt.
Die Veranstaltung im Fuldaer
Kongresszentrum (Esperanto)
ist öffentlich, Interessenten
können sich per Coupon an-
melden. / jo

HINTERGRUND

Peer Steinbrück Foto: dpa

Roland Koch Foto: Hajo Drabe

ISLAMABAD (dpa) Die ameri-
kanische Botschaft und den
Präsidentenpalast in Islama-
bad – mehr als diese beiden
stark gesicherten Gebäude
dürfte US-Präsident George
W. Bush heute bei seiner ers-
ten Reise nach Pakistan kaum
besuchen. Zu unsicher ist
selbst die Hauptstadt des Part-
nerlandes im Kampf gegen
den Terror.

Bei Nachbarn der Botschaft
rief der Besuch bereits Panik
hervor. „Ich habe Angst und
werde ins Dorf meiner Familie
fahren“, sagte ein Pakistani.
„Viele meiner Freunde verlas-
sen die Stadt.“ Die militanten
Muslime in Pakistan dürften
sich den vorab angekündig-
ten Besuch des ihnen meist
verhassten Menschen kaum
entgehen lassen wollen.

Zwar werden der Präsident
und seine Begleiter –  darun-
ter First Lady Laura Bush – an-
gesichts der enormen Sicher-
heitsvorkehrungen kaum sel-
ber zum Ziel werden. Doch El
Kaida und Konsorten wissen,
dass ihnen selbst bei eher
symbolischen Terrorakten
weltweite Aufmerksamkeit si-
cher wäre – und Bush in sei-
nem Anti-Terror-Kampf gede-
mütigt würde. Schon vor dem
Besuch kam es zu einem An-
schlag vor dem US-Konsulat
in Karachi mit vier Toten.

Bush gab sich mutig, als er
in der indischen Hauptstadt
Neu Delhi von dem Anschlag
hörte. „Terroristen und Mör-
der werden mich nicht davon
abhalten, nach Pakistan zu
reisen“, sagte er. Der Bomben-
anschlag sei „ein Zeichen,
dass der Krieg gegen den Ter-
ror anhält“. Einer seiner engs-
ten Verbündeten in diesem
Krieg ist der pakistanische
Präsident Pervez Musharraf –
was nicht nur Islamisten im
Land auf die Barrikaden
treibt. Zahlreiche Pakistaner
halten Musharraf, der bereits
vier Anschläge unbeschadet
überstand, für nicht viel mehr
als eine Marionette der USA.

Während sich Bush und
sein pakistanischer Amtskolle-
ge beim Thema Terrorismus
einig sein dürften, drohen
Konflikte an anderer Stelle:
Der amerikanische Schmuse-
kurs mit Indien wird Mushar-
raf nicht gefallen.

Von Can Merey

Verbündete
im Kampf
gegen Terror
Bush besucht Pakistan

PERSONALIEN

Bundesinnenminister Wolf-
gang Schäuble (CDU), auch
für die Sicherheit im Internet
zuständig, hat bekannt, ein
äußerst ungeduldiger Compu-
ternutzer zu sein. Er bringe je-
den PC dazu, sich über ihn
aufzuregen. Er drücke viel zu
schnell auf die Tasten, bis der
Rechner sich aufhänge, sagte
Schäuble bei der Vorstellung
eines Online-Dienstes (www.
buerger-cert.de.), der die Si-
cherheit der PC-Nutzer vor
kriminellen Attacken aus dem
Internet verbessern soll. dpa

Schäuble häufig
zu ungeduldig

Ex-Innenminister Otto Schily
(SPD) wird Ehrenkommissar
der bayerischen Polizei. Schily
habe sich während seiner sie-
benjährigen Amtszeit um die
Belange der inneren Sicher-
heit in Deutschland und so-
mit auch um die Polizei ver-
dient gemacht, teilte der Lan-
desverband der Deutschen
Polizeigewerkschaft mit. Ne-
ben Schily wählte die Ge-
werkschaft auch den Haupt-
darsteller der TV-Serie „Küs-
tenwache“, Rüdiger Joswig,
zum Ehrenkommissar. dpa

Bayerns Polizei
würdigt Schily
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